Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nl*. 43^4 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Kather, Wackerzapp, Dr. von Golitschek, 
Dr. Dr. Nöll von der Nahmer und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Lasten ausgleichsgesetzes und des Feststellungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 14 Abs. 1 Satz 1 werden vor dem 
Wort „hatte“ die Worte „oder im ehe- 
maligen Memelgebiet, in der ehemaligen 
Freien Stadt Danzig, im ehemaligen 
Reichsgau Sudetenland, in den 1938 an 
Preußen, Bayern oder an die ehemaligen 
österreichischen Reichsgaue angeglieder- 
ten, zuvor tschechoslowakischen Gebiets- 
teilen, im ehemaligen Reichsprotektorat 
Böhmen und Mähren oder in den ehe- 
maligen österreichischen Reichsgauen nach 
dem Gebietsstand vom 1. September 
1939“ und werden nach den Worten 
„nach dem Gebietsstand vom 31. Dezem- 
ber 1937“ die Worte „einschließlich ehe- 
maliges Memelgebiet, ehemalige Freie 
Stadt Danzig, ehemaliger Reichsgau Su- 
detenland, 1938 an Preußen, Bayern oder 
an die ehemaligen österreichischen Reichs- 
gaue angegliederte, zuvor tschechoslowa- 
kische Gebietsteile, ehemaliges Reichs- 
protektorat Böhmen und Mähren und 
ehemalige österreichische Reichsgaue nach 
dem Gebietsstand vom 1. September 
1939“ eingefügt. Nach einem Semikolon 
wird dem Satz 1 folgender Fialbsatz an- 
gefügt: „Im ehemaligen Reichsprotekto- 
rat Böhmen und Mähren können Ost- 


schäden nur von deutschen Staatsangehö- 
rigen oder deutschen Volkszugehörigen 
geltend gemacht werden.“ 

2. § 230 wird wie folgt neu gefaßt: 

4 230 

Stichtag für Vertreibungsschäden und 
Ostschäden 

(1) Hinsichtlich des Rechts, Aus- 
gleidislelstungen wegen Vertreibungs- 
schäden in Anspruch zu nehmen, gilt 
§ 10 des Bundesvertriebenengesetzes 
in sinngemäßer Anwendung, jedoch 
mit der Maßgabe, daß § 10 Abs. 2 
Nr. 5 nicht angewendet wird. 

(2) § 10 Abs. 1 und § 10 Abs. 2 
Nr. 1 und 3 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes finden auf die Geltend- 
machung von Ostschäden ent- 
sprechende Anwendung.“ 

3. Dem § 234 wird folgender Absatz 2 an- 
gefügt: 

„(2) Befindet sich der Geschädigte 
in Kriegsgefangenschaft oder ist er 
außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes oder von Berlin (West) 
interniert oder In einem Zwangs- 
arbeitsverhältnis festgehalten, ohne 
daß dies durch ein Verhalten ver- 
anlaßt wäre, das nach deutschem Straf- 
recht den Tatbestand eines Ver- 
brechens oder Vergehens darstellt 
oder ist er verschollen, sind folgende 
Angehörige berechtigt, Ausgleichs- 
leistungen für ihn zu beantragen 
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1. der Ehegatte, 

2. wenn ein Ehegatte nicht vorhanden 
ist, jeder Abkömmling, 

3. wenn weder ein Ehegatte noch Ab- 
kömmlinge vorhanden sind, jeder 
Elternteil. 

Der Antrag kann, wenn Vertreibungs- 
schäden oder Ostschäden geltend ge- 
macht werden, nur gestellt werden, 
wenn der Antragsteller bis zum 
31. Dezember 1952 im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in Ber- 
lin (West) seinen ständigen Aufenthalt 
genommen hat.‘‘ 

4. In § 239 Abs. 2 erhalten Satz 2 und 3 
folgende Fassung: 

„Ein Schaden durch Verlust der beruf- 
lichen oder sonstigen Existenzgrund- 
lage ist nicht festzustellen, wenn die 
durch die Schädigung verlorenen Ein- 


künfte 35 Reichsmark monatlich nicht 
überstiegen haben. Bei Vertriebenen, 
die ihren Lebensunterhalt nicht ganz 
oder überwiegend aus Leistungen der 
öffentlichen Fürsorge bestritten haben, 
ist anzunehmen, daß sie durch die 
Schädigung ihre berufliche oder son- 
stige Existenzgrundlage verloren 
haben.“ 

5. An § 245 Nr. 1 wird nach einem Semi- 
kolon folgender Halbsatz angefügt: 

„Verbindlichkeiten aus Altenteilsver- 
trägen werden nicht abgesetzt.“ 

6. § 246 Abs. 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt; Absatz 2 wird gestri- 
chen; Absatz 3 wird Absatz 2: 

„(1) Die Hauptentschädigung be- 
mißt sich nach einem Grundbetrag, 
dessen Höhe von dem zugunsten des 
unmittelbar Geschädigten errechneten 
Schadensbetrag abhängt; es entspricht 


einem Schadensbetrag von 
(in Reichsmark) 


ein Grundbetrag von 
(in Deutscher Mark) 



bis 

800 


100 

V. H. 

801 

bis 

1 800 

800 + 

75 

V. H. 

1 801 

bis 

2 600 

1 575 + 

60 

V. H. 

2 601 

bis 

5 000 

2 055 + 

45 

V. H. 

5 001 

bis 

10 000 

3 135 + 

30 

V. H. 

10 001 

bis 

20 000 

4 635 + 

20 

V. H. 

20 001 

bis 

30 000 

6 635 + 

10 

V. H. 

30 001 

bis 

50 000 

7 635 + 

9 

V. H. 

50 001 

bis 

80 000 

9 435 + 

8 

V. H. 

80 001 

bis 

120 000 

11 835 + 

7 

V. H. 

120 001 

bis 

250 000 

14 635 + 

6 

V. H. 

250 001 

bis 

500 000 

22 435 + 

5 

V. H. 

500 001 

bis 

1 000 000 

34 935 + 

4 

V. H. 

1 000 001 

bis 2 000 000 

54 935 + 

3 

V. H. 

über 2 000 000 

85 935 + 

2 

V. H. 


des 800 RM übersteigenden Betrags 

des 1 800 RM übersteigenden Betrags 

des 2 600 RM übersteigenden Betrags 

des 5 000 RM übersteigenden Betrags 

des 10 000 RM übersteigenden Betrags 

des 20 000 RM übersteigenden Betrags 

des 30 000 RM übersteigenden Betrags 

des 50 000 RM übersteigenden Betrags 

des 80 000 RM übersteigenden Betrags 

des 120 000 RM übersteigenden Betrags 

des 250 000 RM übersteigenden Betrags 

des 500 000 RM übersteigenden Betrags 

des 1 000 000 RM übersteigenden Betrags 

des 2 000 000 RM übersteigenden .Betrags. 


7. Nach § 246 wird folgender neuer § 246 a 
eingefügt: 

„§ 246 a 

Grundbetragserhöhung wegen 
Altsparanlagen 

(1) Befinden sich unter den Schäden 
(§ 243) Verluste an Sparanlagen (§ 2 
des Altsparergesetzes), die dem un- 
mittelbar Geschädigten oder einem 
Rechtsvorgänger (§ 3 des Altsparer- 
gesetzes) schon bei Beginn des 1. Ja- 


nuar 1940 zugestanden haben, so er- 
höht sich wegen dieser Ansprüche der 
Grundbetrag. Die Erhöhung beträgt, 
soweit es sich um Sparanlagen handelt, 
die nach den im Bundesgebiet gelten- 
den Umstellungsgesetzen im Verhält- 
nis 100 : 10 umzustellen gewesen 
wären, 10 v. H. der Altsparanlage 
vom 1. Januar 1940; soweit die Um- 
stellung im Verhältnis 100 : 6,5 er- 
folgt wäre, bemißt sich die Erhöhung 
mit 13,5 V. H. der Altsparanlage vom 
1. Januar 1940. 


2 





(2) Als bei Beginn des 1. Januar 
1940 bestandene Sparanlagen gelten, 
sofern nicht der Geschädigte einen 
Nadiwcis eines höheren Betrages 
führt, 

1. Spareinlagen, Postspareinlagen und 
Bausparguthaben mit 20 v. H., 

2. Pfandbriefe, Rentenpfandbriefe, 
Schiffspfandbriefe und Kommunal- 
schuldverschreibungen mit 80 V. H., 

3. Ansprüche aus Industrieobligatio- 
nen und verwandte Schuldverschrei- 
bungen mit 50 V. H., 

4. Ansprüche aus Lebensversicherungs- 
verträgen mit 60 V. H., 

5. sonstige privatreditliche Ansprüche, 
die durch Hypotheken, Grundschul- 
den oder Rentenschulden gesichert 
waren, mit 100 v. H..“ 

8. Dem ^251 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Die Erfüllung des Ansprudis 
auf Hauptentschädigung kann nicht 
verlangen, wer gemäß § 234 Abs. 2 
die Gewährung von Ausgleichsleist un- 
gen für einen anderen beantragt hat.“ 

9. In § 259 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem 
Wort „fünf“ nadi einem Komma die 
Worte „in besonders begründeten Fällen 
mindestens drei“ eingefügt. 

10. In § 259 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 werden 
nach den Worten „verlagert worden“ die 
Worte „oder nach der Vertreibung von 
Vertriebenen gegründet worden“ einge- 
fügt. 

11. In § 260 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Der Höchstbetrag des Arbeitsplatz- 
darlehcns an einen Betrieb beträgt ins- 
gesamt 150 000 Deutsche Mark.“ 

12. In § 267 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte 
„übersteigen sie diesen Betrag, so“ durch 
die Worte „soweit sie diesen Betrag 
übersteigen“ ersetzt. 

13. In § 267 wird dem Absatz 2 folgende 
Nr. 6 angefügt: 

„6. Renten aus der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter (Invalidenver- 
sidierung) und aus der Rentenver- 
sicherung der Angestellten (Ange- 
stelltenversicherung) sind mit den 
um folgende Freibeträge gekürz- 
ten Beträgen als Einkünfte anzu- 
setzen: 


bei Bezug von Invalidenrenten, 
Ruhegeldern, Knappschaftsrenten, 
Knappschaftsvollrenten 

5 DM monatlich, 

bei Bezug von Witwenrenten, Wit- 
werrenten, Witwen Vollrenten 

4 DM monatlich, 
bei Bezug von Waisenrenten 

2 DM monatlich.“ 

14. In § 278 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„5000 Deutsche Mark“ durch die Worte 
„3000 Deutsche Mark“ ersetzt. 

15. In § 279 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„200 Deutsche Mark“ durch die Worte 
„250 Deutsche Mark“ und die Worte 
„20 Deutsche Mark“ durch die Worte 
„30 Deutsche Mark“ ersetzt. 

16. In § 280 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„5000 Deutsche Mark“ durch die Worte 
„3000 Deutsche Mark“ ersetzt. 

17. § 291 Abs. 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Vertriebenen und Kriegssadige- 
schädigten, welche die Voraussetzun- 
gen für die Gewährung sowohl von 
Kriegsschadenrente als auch von Auf- 
baudarlehen nach § 254 Abs. 1 erfül- 
len, kann nach ihrer Wahl nur ent- 
weder Kriegsschadenrente oder ein 
Aufbaudarlehen nach § 254 Abs. 1 
gewährt werden. Sind auf ein solches 
Aufbaudarlehen bereits Leistungen be- 
wirkt worden, so kann Kriegsschaden - 
rente nur gewährt werden, wenn diese 
Leistungen zurückerstattet sind oder 
wenn glaubhaft gemacht ist, daß der 
Berechtigte Hauptentschädigung zu er- 
halten hat, die die nicht zurückerstat- 
teten Darlehensbeträge um 3000 DM 
übersteigt. Satz 1 gilt auch für Lei- 
stungen, die dem Berechtigten zum 
Existenzaufbau nach § 44 des Sofort- 
hilfegesetzes oder nach den Vorschrif- 
ten des Flüchtlingssiedlungsgesctzcs 
gewährt worden sind.“ 

18. In § 291 Abs. 2 werden hinter dem Wort 
„Aufbaudarlehen“ die Worte „nach § 254 
Abs. 1“ eingefügt. 

19. In § 293 Abs. 3 wird das Wort „nicht“ 
durch die Worte „erst nach Auszahlung 
der Hausratentschädigung an alle übri- 
gen Entschädigungsberechtigten“ ersetzt. 
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20. In 5 295 Abs. 1 wird folgender Satz 3 
angefügt: 

„Die in Satz 1 genannten Beträge er- 
höhen sich entsprechend dem Fami- 
lienstand des Geschädigten im Zeit- 
punkt der Schädigung. Es werden ge- 
währt: 

1. für den von dem Geschädigten nicht 
dauernd getrennt lebenden Ehe- 
gatten ein Zuschlag von 200 DM, 

2. für jeden weiteren, zum Haushalt 
des Geschädigten gehörenden und 
von ihm wirtschaftlich abhängigen 
Familienangehörigen, sofern dieser 
zu dem in § 294 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 
genannten Personenkreis gehört, 
nicht selbst entschädigungsberechtigt 
ist und am 31. Dezember 1944 das 
14. Lebensjahr vollendet hatte, ein 
Zuschlag von 150 DM, 

3. für jeden weiteren, zum Haushalt 
des Geschädigten gehörenden und 
von ihm wirtschaftlich abhängigen 
Familienangehörigen, sofern dieser 
zu dem in § 294 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 
genannten Personenkreis gehört, 
nicht selbst entschädigungsberech* 
tigt ist und am 31. Dezember 1944 
das 14. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet hat, ein Zuschlag von 

• 100 DM.“ 

2 1 . In ^ 295 Abs. 3 werden folgende Sätze 2 
und 3 angefügt: 

„Die Zuschläge nach Satz 1 entfallen 
insoweit, wie für den gleichen Fami- 
lienangehörigen bereits nach Absatz l 
Satz 3 ein Zuschlag gewährt worden 
ist. Die Zuschläge nach Satz 1 werden 
für eine Person nur einmal gewährt; 
sic werden nicht für den Ehegatten 
gewährt, der selbst Anspruch auf Haus- 
ratentschädigung hat.“ 

22. In § 296 Abs. 2 werden die Worte „so- 
wie entsprechende Leistungen aus sonsti- 
gen öffentlidien Mitteln, wenn diese letz- 
teren Leistungen den Betrag von 200 
Deutschen Mark übersteigen“ gestrichen. 

23. ln § 300 wird folgender Satz angefügt: 

„Gemeinschaften von Geschädigten 
haben als Bauherren den Vorrang vor 
sonstigen Gemeinschaften.“ 


24. In § 344 werden die Worte „jedodi mit 
der Maßgabe, daß Rechtsmittel nicht ge- 
geben sind, wenn auch bei erfolgreicher 
Durchführung des Rechtsmittelverfah- 
rens höhere Ausgleichsleistungen nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes nicht gewährt 
w^erden können“ gestrichen. 

25. 5 345 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt neu 
gefaßt: 

„Über den Antrag auf Gewährung 
von Eingliederungsdarlehen (§§ 253 
ff.), Hausrathilfe (§ 297 Abs. 2), Lei- 
stungen aus dem Härtefonds (§ 301) 
und Leistungen auf Grund sonstiger 
Förderungsmaßnahmen (§ 302) ent- 
scheidet der Ausgleichsausschuß durch 
Bescheid.“ 

26. In § 348 Abs. 3 Nr. 2 wird Buchstabe b 
Buchstabe c; folgender neuer Buchstabe b 
wird eingefügt: 

„b) die Zuteilung von Mitteln an Ge- 
meinschaften von Geschädigten.“ 

S 2 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz vom 21. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 237) in der Fassung vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 534) 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 3 Abs. 1 Satz 1 werden vor dem 
Wort „hatte“ die Worte „oder im ehe- 
maligen Memelgebiet, in der ehemaligen 
Freien Stadt Danzig, im ehemaligen 
Reichsgau Sudetenland, in den 1938 an 
Preußen, Bayern oder an die ehemaligen 
österreichischen Reichsgaue angeglieder- 
ten, zuvor tschechoslowakischen Gebiets- 
teilen, im ehemaligen Reichsprotektorat 
Böhmen und Mähren oder in den ehema- 
ligen Österreichischen Reichsgauen nach 
dem Gebietsstand vom 1. September 
1939“ und werden nadi den Worten 
„nach dem Gebietsstand vom 31. Dezem- 
ber 1937“ die Worte „einschließlich ehe- 
maliges Memelgebiet, ehemalige Freie 
Stadt Danzig, ehemaliger Reichsgau Sude- 
tenland, 1938 an Preußen, Bayern oder 
an die ehemaligen österreichischen Reichs- 
gaue angegliederte, zuvor tschechoslowa- 
kische Gebietsteile, ehemaliges Reichspro- 
tektorat Böhmen und Mähren und ehe- 
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malige österreichische Reichsgaue nach 
dem Gebietsstand vom 1. September 
1939*' eingefügt. Nach einem Semikolon 
wird dem Satz 1 folgender Halbsatz an- 
gefügt: 

„Im ehemaligen Reichsprotektorat Böh- 
men und Mähren können Ostschäden nur 
von deutschen Staatsangehörigen oder 
deutschen Volkszugehörigen geltend ge- 
macht werden,“ 

2. § 9 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende neue 
Fassung: 

„2. Der Antragsteller muß bis zum 
31. Dezember 1952 im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) seinen ständigen 
Aufenthalt genommen haben. 
Ohne Rücksicht auf den genannten 
Stichtag kann ein Geschädigter An- 
trag stellen, wenn er im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) seinen Aufenthalt 
genommen hat 

a) als nach dem 31. Dezember 1952 
geborenes Kind eines zur An- 
tragstellung berechtigten Ge- 
schädigten oder 

b) spätestens sechs Monate nach der 
Aussiedlung (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes) 
oder 

c) als Heimkehrer nach den Vor- 
schriften des Heimkehrergeset- 
zes vom 19. Juni 1950 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 221) in der Fassung 
des Gesetzes zur Ergänzung und 
Änderung des Heimkehrergeset- 
zes vom 30. Oktober 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 875, 994) 
oder 

d) im Wege der Familienzusam- 
menführung gemäß § 94 Abs. 2 
Nr. 1 bis 3 des Bundesvertrie- 
benengesetzes. 

Die Stichtagvoraussetzung gilt als 
erfüllt, wenn eine Erlaubnis zum 
ständigen Aufenthalt vor dem 
Stichtag erteilt war, der Geschä- 
digte jedoch erst nach dem Stich- 
tag, spätestens aber innerhalb von 
zwei Jahren nach Erteilung der 
Erlaubnis seinen ständigen Aufent- 
halt im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes oder in Berlin (West) ge- 
nommen hat.“ 


3. § 9 Abs. 2 wird Absatz 3; hinter Ab- 
satz 1 wird folgender neuer Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Befindet sich der Geschädigte 
in Kriegsgefangenschaft oder ist er 
außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes oder von Berlin (West) 
interniert oder in einem Zwangs- 
arbeitsverhältnis festgehalten, ohne 
daß dies durch ein Verhalten veran- 
laßt wäre, das nach deutschem Straf- 
recht den Tatbestand eines Verbre- 
chens oder Vergehens darstellt, oder 
ist er verschollen, sind folgende Ange- 
hörige, sofern sie bis zum 31, Dezem- 
ber 1952 Im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
den ständigen Aufenthalt genommen 
haben, berechtigt, für den Geschädig- 
ten den Antrag zu stellen 

1. der Ehegatte, 

2. wenn ein Ehegatte nicht vorhanden 
ist, jeder Abkömmling, 

3. wenn weder ein Ehegatte noch Ab- 
kömmlinge vorhanden sind, jeder 
Elternteil.“ 

4. In § 12 Abs. 1 wird Satz 2 Satz 3; folgen- 
der neuer Satz 2 wird eingefügt: 

„Bei land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen ist der zuletzt festgestellte 
Einheitswert mit fünfundzwanzig 
Achtzehnteln in Ansatz zu stellen.“ 

5. In § 13 Abs. 1 werden die Sätze 2 und 3 
Sätze 3 und 4; folgender neuer Satz 2 
wird eingefügt: 

„Bei land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen werden vor der Errechnung 
des Differenzbetrages sowohl der 
maßgebliche Einheitswert vor der 
Schädigung als auch der Einheitswert 
vom Währungsstichtag mit fünfund- 
zwanzig Achtzehnteln in Ansatz ge- 
stellt.“ 


§ 3 


Änderung des Grundbetragserhöhungs- 
gesetzes 

In § 4 Satz 1 des Grundbetragserhöhungs- 
gesetzes vom 17. April 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 125) wird hinter dem Zitat „(Bundes- 
gesetzbl. I S. 354)“ an Stelle des Kommas 
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das Wort „und'‘ eingefügt; ferner werden 
die Worte „und den Unterhaltshilfen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446)“ gestrichen. 


Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 


§ 4 


§ 5 


Anwendung des Gesetzes im Lande Berlin 


Inkrafttreten 


Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 6. Mai 1953. 


Dr. Kather 
Wackerzapp 
Ehren 
Eplee 

Müller-Hermann 


Dr. von Golltschek 
Dr. Dr. Nöll von der 
Nahmer 
Dr. Friedrich 
Dr.Hoffmann (Lübeck) 
Frau Hütter 
Frau Dr. Ilk 
Kühn 

Frau Dr. Mulert 
Dr. Trisdiler 


Farke 

Dr. Zawadil 

Fröhlich 
Frommhold 
Dr. Keller 
von Thadden 
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